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I
chhattemich schonwochenlang gefreut. So stand ich pünkt-
lich um acht Uhr abends bei meinen Freunden im Wohn-
zimmer. Um dreizehn Minuten nach acht machte ich einen
gravierenden Fehler: Ich bejahte die Frage der attraktiven

Gastgeberin, ob ich denn auch von ihremwunderbaren Schwei-
zer Gras testen würde. Fünf Minuten später war für mich die
Party vorbei. Der Joint fuhr mir dermassen ein, dass ich sämtli-
che Nebenflüsse der Töss unaufgefordert rückwärts hätte buch-
stabieren können. Ich merkte selber, dass es wohl angebrachter
wäre, mich möglichst rasch zu verabschieden.
Das vorletzteMal, als ich Cannabis rauchte, sass ich an der Bar

eines Coffee-Shops in der City von Amsterdam. Vor einer ver-
sammelten Schar Schweizer Touristenfreunde entschied ich
mich grossspurig für den stärksten Joint im Sortiment. Den
Heimweg habe ich nachher nicht mehr gefunden. Mein Gast-
geber in Amsterdam holte mich um vier Uhr morgens in der
Nähe einer Werkstatt für Holzzoggeli ab, drei Kilometer ausser-
halb der Stadt ... Auf der Rückfahrt sassen wir wortlos neben-
einander.
Ich bin dankbar dafür, dass ich dieWirkung des Kiffens schon

während der Pubertät und heute immer noch so stark spüre.
Wohl ausdiesemGrundebin ichkeinKiffer geworden.Vielleicht
habe ich diesem Umstand sogar noch einiges mehr zu verdan-
ken. Denn wer heute kiffen möchte, sich wegen den Nachbarn,
dem Gesetz, dem Dorfpolizisten oder sonst wem nicht getraut,
sein Cannabis selber anzupflanzen, ist gezwungen sein Gras bei
einem Dealer einzukaufen, der möglicherweise auch mit härte-
ren Drogen handelt. Und je nachdem kann es geschehen, dass
man in einem schwachen Moment den Respekt davor verliert.

Das ist mir einmal passiert. Ich kaufte zwei Portionen «Pilzli».
Zusammen mit einem Freund, er ist Kunstmaler, suchten wir
uns an einem warmen Frühlingssonntagnachmittag in der frei-
en Natur eine geeignete Wiese für unsere virtuelle Reise aus.

Was an diesemNachmittag geschah, versuche ich noch heute in
alle meine Ecken und Enden zu verdrängen. Wir drehten beide
durch. Mein Freund erhielt plötzlich die Eingebung, dass seiner
in New York lebenden Ex-Freundin ein schreckliches Unglück
zustossen werde, und er der Einzige ist, der davon weiss und sie
davor warnen kann. Von der idyllischen Wiese hinter dem
Escher Wyss Platz rannte er los, Richtung New York, und ich
ihm während drei Stunden hinterher, um ihm immer wieder
neue Abkürzungen zu zeigen.
Was den Genuss anbelangt, weiss ich von mir, dass ich ein

Suchtmensch bin. Dagegen etwas zu unternehmen, ist ein täg-
licher Kampf. Kaum ist es mir gelungen, ein Ventil zu schliessen,
pfeift es wieder aus einem anderen Loch.

■

Beat Schlatter ist Schauspieler und Autor.
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Die Cannabis-Erlebnisse
des Beat Schlatter

Kaum ist es mir gelungen, ein Ventil zu
schliessen, pfeift es wieder aus einem
anderen Loch.





schlagen zu sein (siehe Kasten). Das
Scheitern lässt sich auf vier Dimensionen
nachzeichnen:

1. Die politisch-strategische Ebene

Das Drogenelend auf Platzspitz und Let-
ten hatte Anfang der 90er-Jahre beson-

ders in den Städten unkonventionelle
Ansätze und Allianzen ermöglicht. Unter
dem Schlagwort «Vier-Säulen-Politik»
verdichtete sich eine mehrheitsfähige
Haltung, in welcher auch Schadensmin-
derung und Überlebenshilfe einen zen-
tralen Platz erhielten.
Das international beachtete neue Mo-

dell der Schweizer Drogenpolitik war –
gefördert von der damals verantwortli-
chen Bundesrätin Ruth Dreifuss – Gegen-
stand einer umfassenden Revision des al-
ten Betäubungsmittelgesetzes aus den
50er-Jahren. Alte Dogmata waren gefal-

len, vieles schien möglich. Folgerichtig
sah die Revision die Integration der Can-
nabis-Entkriminalisierung vor.
Was inder zweitenHälfteder90er-Jah-

re logisch schien, erwies sich Anfang des
neuen Jahrtausends als zu grosser Schritt.
Das politische «window of opportunity»
hatte sich spätestens im Wahlkampf des

Sommers 2003 geschlossen. Besonders
dieCVPversuchte sich–entgegenderper-
sönlichen Meinungen der Parteispitze –
mit einem Nein zur Cannabis-Entkrimi-
nalisierung bürgerlich-wertkonservativ
zu positionieren. Dadurch kippten die
Mehrheitsverhältnisse: Auf der Befür-
worterseite fanden sich nur noch SP, Grü-
ne und die gesellschaftspolitisch liberale
Hälfte des (Deutschschweizer) Freisinns.
Das reichte nicht.

2. Die handwerkliche Ebene

Die Begleitung eines politischen Prozes-
ses ist zu einem guten Teil eine hand-
werkliche Angelegenheit. Das Handwerk
besteht – vereinfacht gesagt – in einem
kontinuierlichen Kommunikations- und
Schnittstellenmanagement zwischen Al-
lianzpartnern, Parteien und Parlamenta-
rier/innen, Verwaltung undMedien. Trä-
ger dieses Prozesses sind die direkt be-
troffenen Interessensvertretungen (oder
bezahlte Public Affairs-Agenturen).
Im Fall der Cannabis-Debatte 2004

sind handwerkliche Versäumnisse zu
identifizieren. Erstens fehlte eine zentra-
le Koordination. Das Bundesamt für Ge-

D
raussen vor dem Bundeshaus
versammelte sich eine Hundert-
schaft demonstrierender Hanf-
produzenten und THC-Freunde,

im Eingangsbereich verteilten die Fach-
leute Flyer mit Vogel-Strauss-Motiv und
baten die Nationalrätinnen undNational-
räte darum, «den Kopf nicht in den Sand
zu stecken». Aber die Meinungen waren
längst gemacht, als am Nachmittag des
14. Juni 2004 das Eintreten auf die Revi-
sion des Betäubungsmittelgesetzes mit
102 zu 92 Stimmen zum zweitenMal ver-
weigert – und damit die Cannabis-Entkri-
minalisierung politisch zuGrabe getragen
wurde.
Ausser ein paar Daueroptimisten

konnte dieses Votum nähere Beobachter
nicht mehr überraschen. Spätestens als
ein paar Tage zuvor der letzte Versuch ei-
nes politischen Deals – Verzicht auf die
Entkriminalisierung des Cannabiskon-
sums gegen Verankerung eines schweiz-
weit verbindlichenOpportunitätsprinzips
– platzte, war der Scherbenhaufen abseh-
bar. Nach einer knappen Dekade Arbeit
an der Revision des Betäubungsmit-
telgesetzes schien das Tauwetter der
Schweizer Drogenpolitik abrupt umge-

ENTKRIMINALISIERUNG DES CANNABIS-KONSUMS
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Am 14. Juni 2004 ist eine knappe Nationalratsmehrheit nicht auf die Revision des Betäubungs-
mittelgesetzes eingetreten – und hat damit die Entkriminalisierung des Cannabiskonsums poli-
tisch zu Grabe getragen. Markus Theunert, Generalsekretär des Fachverbands Sucht, blickt
zurück und zeigt, welche Lehren aus der Analyse des Scheiterns gezogen werden können.
Text: Markus Theunert

Hanfdampf
provoziert Klimawandel

Unter dem Schlagwort «Vier-Säulen-Politik» verdichtete sich
eine mehrheitsfähige Haltung, in welcher auch Schadensminde-
rung und Überlebenshilfe einen zentralen Platz erhielten.

Aus heutiger Sicht wurden die damali-
gen Befürchtungen nicht unbedingt be-
stätigt. Im Nachgang des Nicht-Eintre-
tens-Entscheids hat eine überparteiliche
Parlamentariergruppe eine Entkopp-
lungsstrategie festgelegt, wonach in ei-
nem ersten Schritt die unbestrittenen
Elemente der gescheiterten Revision
verankert werden sollten, um danach in
einem zweiten Schritt die Cannabisfrage
anzupacken. Diese Strategie hat sich

mittlerweile als erfolgreich erwiesen:
Der Nationalrat hat im Dezember 2006
mit deutlicher Mehrheit die Teilrevision
des Betäubungsmittelgesetzes überwie-
sen; die zentralen Herausforderungen
der innovativen Drogenpolitik der 90er-
Jahre – die Vier-Säulen-Politik und die
heroingestützte Behandlung – stehen
kurz vor der definitiven gesetzlichen
Verankerung.

Erfolg für die Entkopplungsstrategie Ende 2006



sundheit (BAG) stand für die Inhalte der
BetmG-Revision ein. Diese Identifikation
entwickelte sich im rauheren politischen
Klima zusehends zum Korsett, das in der
Ernstphase nur noch wenig prägnante
Positionsbezüge zuliess. Eine eigentliche
Lobbying-Koordinationkonnteundkann
das Amt «naturgemäss» nicht wahrneh-
men. Die Fachverbände waren wenig
schlagkräftig, da ihre Ressourcen in inter-
nen Reorganisationsprozessen absorbiert
waren. Betroffenenorganisationen feh-
len im Bereich der Drogenpolitik zu wei-
ten Teilen (eine Ausnahme bilden die El-
ternvereinigungen, die sich aktiv für die
Revisioneinsetzten).DieKiffer undHanf-
bauern selbst waren/sind wenig glaub-
würdige Vertreter eigener Interessen.
Zweitens gab es keinen (institutionali-

sierten) überparteilichen Informations-
austausch, der die Befürworter in den
verschiedenen Parteien gebündelt und
strategisch vernetzt hätte.
Drittens fehlte eine breite gesell-

schaftspolitische Abstützung, ein «Coali-
tion Management», das längerfristig und
kontinuierlich die befürwortenden Ak-
teure eingebunden hätte. Allenfalls hätte
so ein fataler Rückenschuss wie das Ent-
kriminalisierungs-kritische Communi-
qué des Schweizer Lehrerverbandes
(LCH) verhindert werden können.
Tatsächlich äusserten sich aber nur Orga-

nisationen zustimmend zurRevision, von
denen «man das erwartet hatte». Bei
einem politisch ambivalenten Thema
braucht es jedoch Stimmen, die als glaub-
würdige Säulen der Gesellschaft wahrge-
nommenwerdenund sich«trotzdem» für
ein Anliegen engagieren.
Viertens mangelte es an einer länger-

fristigen professionellen Medienarbeit.
Die finanziell bestens dotierten Gegner
hatten vor allem im Sommer 2003 – ein
knappes Jahr vor der entscheidendenDe-
batte – mit massiver und konzertierter
Kommunikationgepunktet. Vor allemdie
Schreckensgeschichte von den Cannabis
induzierten Psychosen und die Warnun-
genüber rasant steigendeTHC-Werte fan-
den Eingang in die Publikumsmedien –
und veränderten das Stimmungsbild. Die

Befürworterseite vermochte zu diesem
Zeitpunkt keine Gegensteuer zu geben.
Die Medienkonferenzen und -communi-
qués prominenter Befürworter im Früh-
sommer 2004 kamen zu spät.

3. Die gesellschaftspolitische Ebene

Innert weniger Jahre hatte sich die Sicht-
barkeit der Cannabiskonsumierenden
und des Cannabishandels massiv verän-
dert. Gab es bis Anfang der 90er-Jahre al-
lenfalls in städtischen Zentren bestimmte
Areale geduldeten THC-Konsums, ent-
wickelten die Kiffer um die Jahrtausend-
wende in ihrem Konsumverhalten eine
zusehends grössere Selbstverständlich-
keit – man könnte es auch Dreistheit oder
Unverfrorenheit nennen. Am deutlichs-
ten wurde dieser Paradigmenwechsel im
öffentlichen Verkehr. Was davor und da-
nach (nach Einführung des allgemeinen
Rauchverbots in der SBB) undenkbar
war, wurde für kurze Zeit zur Normalität:
der süssliche Cannabis-Rauch im Zugsab-
teil. Ähnliches geschah mit den Hanflä-
den, die im gleichen Zeitraum boomten.
In beiden Fällen zeigte sich eine grosse
Rechtsunsicherheit: Auf Seite der Konsu-
mierendenherrschte grossteilsUnwissen,
dassKiffen immernochverbotenwar.Auf
Seite der Strafverfolgung herrschte Unsi-
cherheit,mitwelcherErnsthaftigkeit dem

«Bagatelldelikt» begegnet werden sollte.
Ergebnis waren (und sind immer noch)
grosse kantonale Unterschiede.
Hand in Hand mit der besseren Sicht-

barkeit artikulierte sich in der Bevölke-
rung ein Gefühl des «Gestört-Werdens»
und die verunsicherte Frage, wie dieser
Problematik zu begegnen sei. Zentral
widerspiegelte dies die Debatte um die
«bekifften Schüler».

4. Die politische Grosswetterlage

DieWahlen 2003 brachten einmarkantes
Ergebnis: den Aufstieg der SVP als
wählerstärkste Kraft und die Wahl der
SVP-Symbolfigur Christoph Blocher in
den Bundesrat. Diese beiden Ergebnisse
können als Reaktion auf ein diffuses

Bedrohungsgefühl, auf eine allgemeine
Angst vor dem Unbekannten gelesen
werden. Es ist eine psychologische Kon-
stante, dass Unsicherheit, Orientierungs-
losigkeit und Bedrohung regressive Ten-
denzen wecken und das Bedürfnis nach
einfachen Antworten stimulieren. Ein
simples «Nein» zu Cannabis ist eine sol-
che Antwort. Dass die Entkriminalisie-
rung weiter Bevölkerungskreise – und
insbesondere Jugendlicher –massive Fol-
geschäden aufheben könnte, ist demge-
genüber ein relativ komplexer Zusam-
menhang. Zum Zeitpunkt der Cannabis-
Debatte war der Nährboden für eine
ideologisierte Diskussion zu stark, die
versachlichende Kommunikation zu
schwach und zu spät.

Lehren aus dem Scheitern
der BetmG-Revision

Die gescheiterte Revision 2004 lässt auf
verschiedenen Ebenen Lehren zu, die je-
doch unterschiedlich beeinflussbar sind.

1. Die politisch-strategische Ebene

Die Hanf-Initiative, die 2004 als direkte
Reaktion auf das Nicht-Eintreten lanciert
wurde, konnte im Januar 2006 nach
mühsamer Sammlung erfolgreich einge-
reicht werden. Sie gibt politisch das Tem-
po vor und hält das Thema Cannabis auf
der politischen Agenda. Gleichzeitig be-
steht ein formeller parlamentarischer
Auftrag an die nationalrätliche Kommis-
sion für Soziale Sicherheit und Gesund-
heit (SGK-N), im zweiten Schritt ihrer
Entkopplungsstrategie einen mehrheits-
fähigen Cannabis-Kompromiss auszuar-
beiten.
Die politische Strategie ist also im Be-

reich Cannabis – im Gegensatz zu ande-
ren suchtpolitischenFeldern–momentan
nur sehr bedingt beeinflussbar. Offen ist,
ob das Parlament einen Gegenvorschlag
ausarbeitet. Der Bundesrat hat sich be-
reits entschieden, das selber nicht zu tun.
ObdasParlamentdieseMöglichkeitnutzt,
kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht klar
prognostiziert werden. Die öffentliche
Problemwahrnehmung ist zuwenig akut,
als dass der Verzicht auf einen Gegenvor-
schlag als Politikverweigerung schlechte
Presse provozieren würde.
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Gab es bis Anfang der 90er-Jahre allenfalls in städtischen Zen-
tren bestimmte Areale geduldeten THC-Konsums, entwickelten
die Kiffer um die Jahrtausendwende in ihrem Konsumverhalten
eine zusehends grössere Selbstverständlichkeit.



2. Die handwerkliche Ebene

Die Landschaft der Interessensvertretung
hat sich in den letzten drei Jahren deut-
lich verändert. Die Nationale Arbeitsge-
meinschaft Suchtpolitik (NAS-CPD)
nimmt unter dem Präsidium von SP-Na-
tionalrätin Jacqueline Fehr eine aktiv ge-
staltende Rolle als Drehscheibe zwischen
Fachlichkeit und Gesellschaft wahr. Die
Fachverbände – insbesondere der Fach-
verband Sucht und sein Westschweizer

Partnerverband GREAT – haben ein
Selbstverständnis als Lobbying-Organisa-
tionen entwickelt und agieren u.a. als
Moderatoren einer überparteilichen Par-
lamentariergruppe koordiniert auf Bun-
desebene. Dank den positiven Erfahrun-
gen in der Zusammenarbeit für die
BetmG-Teilrevision 2006 hat sich eine
«frische Generation» in einer neuen
Koalition formiert. Die professionellen
Ressourcen, die Wachsamkeit und die
Einsicht in die Notwendigkeit direkten
politischen Engagements sind insge-
samt grösser als 2004. Erschwerend ist,
dass Fachleute und Hanf-Produzierende/
-Konsumierende gegenüber 2004 ge-
trennte Wege beschreiten und ihre Stra-
tegien verschiedenen Interessen folgen.

3. Die gesellschaftspolitische Ebene

Die Wahrnehmung von Cannabis als
Problem hat sich parallel zur geringe-
ren Sichtbarkeit zurückgebildet. Ein klar
wahrnehmbarer Druck der Öffentlich-
keit, die Cannabis-Problematik zu lösen,
besteht aktuell kaum. Ein solcher Druck
ist auch nur sehr bedingt «künstlich» zu
erzeugen. Hingegen ist die grundsätzliche
Verunsicherung darüber, wie vor allem
«mit den Jungen» umzugehen sei, eher
wachsend. Diese Verunsicherung wird
nur teilweise durchDrogenkonsum (inkl.
Rauschtrinken) ausgelöst, nährt sich aber
auch durchmehr oder weniger verwand-
te Phänomene (z.B. Auswüchse rund um
Handy, Internet etc.). Bevölkerung und
Politik reagieren darauf verstärktmit dem
Wunsch nach klaren Vorgaben und der
Tendenz zu Null-Toleranz-Strategien.

DassdieserTrend inkurzerZeit gebrochen
wird, ist nicht anzunehmen.

4. Die politische Grosswetterlage

Die Wahlen 2007 werden einen validen
Anhaltspunkt für die Veränderungen in
derpolitischenBefindlichkeitderSchwei-
zer Bevölkerung geben. Es ist nach poli-
tologischer Einschätzung weder in die
einenoch indieandereRichtungmitmas-
siven Verschiebungen zu rechnen. Beein-
flussbar sind diese Entwicklungen nur
sehr bedingt.

Politische Möglichkeiten

Vereinfacht gesagt ergeben sich daraus
aktuell drei Optionen des kurz- und mit-
telfristigen politischen Umgangs mit
Cannabis:
• Fachlichkeit und (gesellschafts- und
suchtpolitisch) liberale Kräfte unterstüt-
zen aktiv die Hanf-Initiative und nehmen
dasRisikoeines (allenfalls deutlich)ableh-
nenden Verdikts des Souveräns in Kauf.
• Fachlichkeit und liberale Kräfte su-
chen gemeinsammit der wertkonservati-
ven Mitte und/oder «der Romandie»
nach einemmehrheitsfähigen Gegenvor-
schlag zur Hanf-Initiative. Linke, Städte
und gesellschaftspolitisch offene Bürger-
liche allein sind bei den aktuellen Sitz-
verteilungen national nicht mehrheits-
fähig. Das macht die Suche nach einem
Cannabiskompromiss schwierig und
würde inhaltlich höchstens einen mini-
malen Fortschritt bringen.
• Fachlichkeit und liberale Kräfte re-
spektieren die politischen «Gezeiten»,
verzichten auf weitere Schritte in der
Cannabis-Frage und lancieren ein politi-
sches Alternativprojekt im Sinn einer
kohärenten Suchtpolitik, das eine Aus-
einandersetzung jenseits der altbekann-
ten Schützengräben ermöglicht.

■

Markus Theunert (1973) ist seit März 2004 General-
sekretär des Fachverbands Sucht (www.fachverband-
sucht.ch). Er hat an den Universitäten Basel und Bern
Psychologie und Soziologie studiert. Nebenberuflich ist
Markus Theunert Präsident des Dachverbands Schwei-
zer Männer- und Väterorganisationen (www.maenner.ch)
und Herausgeber der Schweizer Männerzeitung
(www.maennerzeitung.ch).
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Fachlichkeit und liberale
Kräfte lancieren ein politisches
Alternativprojekt im Sinn einer
kohärenten Suchtpolitik

Frühintervention – die
Schulen handeln
Die Resultate der Bestandesaufnah-
me «Frühintervention bei sucht-
gefährdeten Schüler/innen» von
Landert Farago & Partner belegt
den Bedarf und die Notwendigkeit
von Frühintervention in unseren
Oberstufenschulen (siehe www.
suchtpraevention-zh.ch). Ein gros-
ses Echo fand die Informationsver-
anstaltung für Schulbehördenmit-
glieder, Schulleiter/innen und
Bildungspolitiker/innen.
Ein Leitfaden der Pädagogischen

Hochschule Zürich, der anhand von
Praxisbeispielen erarbeitet wird, soll
zukünftig Orientierungshilfe sein
beimPlanenundDurchführen eines
Handlungsplanes zur Frühinterven-
tion im Schulhaus. Die Stellen für
Suchtprävention werden den Schu-
len beratend und begleitend zur Sei-
te stehen.
Ein weiterer Schwerpunkt im

Jahre 2007 wird die Zusammenar-
beit mit der Schulsozialarbeit sein
sowie die Schnittstelle zwischen
Schule und Elternhaus. Die Erar-
beitung eines Modells zur besseren
Einbindung der Eltern von gefähr-
deten Schülerinnen und Schülern
ist eine notwendige Massnahme
von Frühintervention, die aus der
oben erwähnten Bestandesaufnah-
me hervorgeht.

JAHRESTHEMA 2006/2007







laut & leise: In welcher Funktion arbei-
ten Sie bei der Suchtpräventionsstelle der
Stadt Zürich?
Urs Rohr: Ich leite den Bereich Jugend –
zusammenmit Kurt von Arx. Wir richten
uns an Jugendliche, welche die obligato-
rische Schulzeit hinter sich haben.

l & l: Wie werden Sie in Ihrer täglichen
Arbeit mit dem Thema Cannabis kon-
frontiert?
Rohr: Ich erhalte regelmässig Telefonate
vonHilfe suchendenEltern,meistens von
den Müttern, seltener auch von Ausbild-
nern. Solche Telefongespräche sind kurze
Hilfestellungen, wie jemand zu Informa-
tionen und Kontakten gelangt. Dann ar-
beite ich mit Multiplikatoren wie Heim-
leitern oder Lehrerinnen zusammen.Dies
ist unsere hauptsächliche Aufgabe.Wenn
wir ein Schulhaus oder ein Heim dabei

unterstützen, die notwendigen Struktu-
ren zu schaffen, erreichen wir die beste
Suchtprävention. Direkt mit Jugendli-
chen arbeite ich seltener zum Thema
Cannabis, diese Kontakte sind mir aber
sehr wichtig.

l & l: Ist Cannabis überhaupt ein grosses
Problem?
Rohr: Ja – und wir stellen fest, dass der
Missbrauch von Cannabis bei Jugendli-
chen auf hohem Level stabil bleibt. Wel-
lenbewegungen unterworfen ist jedoch
die Wahrnehmung des Problems – oder
anders gesagt, ob das Thema «in» oder
«out» ist. Die Politik und vor allem die
Medien haben darauf einen enormen
Einfluss. Momentan ist das Thema eher
«out». Das merken wir beispielsweise
auch daran, dass uns heute weniger El-
ternbetreffendCannabis anrufenalsnoch
vor zwei Jahren.

l & l:Gibt es Hinweise aus der Forschung,
dass Cannabis schädlich sein kann?

Rohr: Ja, denn gemäss der Diagnosensta-
tistik der Zürcher Psychiatrie haben die
Psychosen gerade bei jungenMännern im
Kanton seit einigen Jahren deutlich zu-
genommen. Da es dafür keine anderen
plausiblen Erklärungen gibt und auch
ausländische Studien in die gleiche Rich-
tung weisen, ist anzunehmen, dass ein
häufiger Cannabiskonsum bei prädispo-
nierten Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen das Risiko erhöht, später eine
Psychose zu entwickeln.

l & l:Welche Probleme stellen sich in der
Realität wegen der gesetzlichen Rege-
lung?
Rohr: Dass Jugendliche durch die Krimi-
nalisierung vom Kiffen abgeschreckt
würden, wird durch die Realität wider-
legt.Weil die«Welt derErwachsenen»auf
kiffende Jugendliche mit Strafe statt mit

Hilfe reagiert, wird vor allem das Ge-
spräch mit den jugendlichen Konsumen-
ten erschwert. Schlecht informierte El-
tern tendieren aus Angst zu Überreaktio-
nen, wenn sie entdecken, dass ihr Kind
kifft.AuchEltern,die selber gekifft haben,
sind wegen der Illegalität oft nicht bereit,
über ihre Erfahrungen zu reden. Ich stel-
le immer wieder fest, dass Jugendliche
froh sind, wenn sie offen übers Kiffen
sprechen können.

l & l: Warum ist das Gespräch über Can-
nabis so wichtig?
Rohr: Im Gespräch über Cannabis kön-
nen die realen Gefahren dieser Substanz
aufgezeigt werden. Obwohl Jugendliche
viel über Cannabis wissen, machen viele
falsche Informationen und verharmlo-
sende Meinungen die Runde. Da gilt es,
erst einmal die Fakten richtigzustellen.
Danach ist die Diskussion, ab wann Kif-
fenwirklich gefährlichwird, sehrwichtig.
Ich kann den Jugendlichen erklären, dass
Kiffen aus einer defensiven Haltung her-

aus, wenn also Probleme verdrängt wer-
den, ein chronisches Verhalten fördert.
Es liegt mir viel daran, aufzuzeigen, dass
mit dem Kiffen, oder auch mit ande-
ren Suchtmitteln, Konflikte nicht gelöst,
sondern nur aufgeschoben werden.
Zudem ermöglicht der kontinuierliche
Austausch die Früherfassung des risiko-
reichen Konsums.

l & l: Wie verhalten Sie sich im Gespräch
mit jugendlichen Cannabiskonsumenten?
Rohr: Eine empathische und authenti-
sche Haltung ist sehr wichtig. Auf Ankla-
gen und Drohungen reagieren die Ju-
gendlichen meist mit Widerstand und
Verweigerung.

l & l: Ab wann wird es denn gefährlich?
Rohr: Risikoreiches Verhalten zeigt sich,
wenn jemand täglich und schon vor der
Erledigung der alltäglichen Pflichten kifft,
oder wenn Kiffen einen so grossen Anteil
im Leben eines Jugendlichen einnimmt,
dass andere Bedürfnisse und soziale
Aspekte nicht mehr wahrgenommen
werden. Sogenannte Egokiffer, Jugendli-
che also, die meistens alleine kiffen, sind
besonders gefährdet, sowie 12-, 13-Jähri-
ge, die frühmit demKiffen beginnen.Wir
gehen davon aus, dass 5 bis 10% aller Ju-
gendlichen, die Cannabis konsumieren,
ProblememitdieserSubstanzentwickeln.

l & l: Was raten Sie jemandem, der Pro-
bleme mit Cannabis hat?
Rohr: Ich empfehle, den Cannabiskon-
sum zu reduzieren, besser noch ganz auf-
zugeben oder zumindest eine längere
Pause einzulegen. Dies ist aber einfacher
gesagt als getan. Jemand, der regelmässig
und abhängig Cannabis konsumiert, tut
dies oft um Probleme immer wieder weg-
zukiffen. Diese Probleme gilt es zu lösen,
wenn nötig mit Hilfe einer Fachperson.

l & l:Was sollen Eltern tun,wenn ihre Ju-
gendlichen Cannabis auf dem Balkon
züchten?
Rohr:Das ist eine heikle Frage. Hier zeigt
sich ganz konkret die Zwiespältigkeit der
heutigen Gesetzgebung. Cannabis züch-
ten ist illegal, und Eltern, welche auf
ihrem Balkon Cannabis tolerieren, ma-
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Im Gespräch über Cannabis können die realen Gefahren
dieser Substanz aufgezeigt werden. Obwohl Jugendliche viel
über Cannabis wissen, machen viele falsche Informationen
und verharmlosende Meinungen die Runde.

INTERVIEW MIT URS ROHR, BEREICHSLEITER JUGEND

Ins Gespräch kommen
Urs Rohr arbeitet seit mehr als sieben Jahren bei der Suchtpräventionsstelle der Stadt
Zürich. Dabei ist Cannabis ein wichtiges Thema seiner Arbeit mit Jugendlichen. In diesem
Interview berichtet Urs Rohr von seinen Erfahrungen und zeigt Vorteile einer Entkriminali-
sierung des Konsums auf.
Text: Brigitte Müller


